
Erschl i. e ßungs be i. t.regs s e t. z ung
der Stadt Eerga/Elster

Aufgrund von § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit
§ 5 der Kommunalverfassung hat die Stadt Berga/Elster am 21.01.1992
folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Erhebung des Erschließungsbeitrags

Die Stadt Berga/Elster erhebt Erschließungsbeiträge nach den Vor­
schriften des Baugesetzbuchs (§§ 127 ff.) sowie nach Maßgabe die­
ser Satzung.

§ 2

Art und Umfang der Erschließungs~nlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand

1. für die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und
Plätze in

bis zu einer Breite (mit Ausnahme
der Bestandteile nach Nrn. 4a.,5a
von

1.1 Kleingartengebieten und Wochenendhausgebieten
1.2 Kleinsiedlungsgebieten und Ferienhausgebieten

bei nur einseitiger Bebaubarkeit
1.3 Dorfgebieten, reinen, allgemeinen und besonderen Wohn­

gebieten und Mischgebieten
bei nur einseitiger Bebaubarkeit ~

1.4 Kerngebieten, Gewerbegebieten und anderen als den in
Nr. 1.1 und 1.2 genannten Sondergebieten
bei nur einseitiger Bebaubarkeit

1.5 Industriegebieten
bei nur einseitiger Bebaubarkeit

2. für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsäch­
lichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren
Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z.B. Fußwege,
Wohnwege) bis zu einer Breite (mit Ausnahme der Bestand­
teile nach
Nr. 5 a) von

3. für die nicht zum Anbau bestimmten zur Erschließung der
Baugebiete notwendigen Sammelstraßen innerhalb der Bau­
gebiete bis zu einer Breite (mit Ausnahme der Bestand­
teile nach Nr. 4 a, 5 a) von

4. für Parkflächen,
a) die Bestandteile der in den Nummern 1 und 3 genannten

Verkehrsanlagen sind, bis zu einer weiteren Breite
von

b) soweit sie nicht Bestandteil der in den Nummern 1
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5.

und 3 genannten Verkehrsanlagen, aber nach städte­
baulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu
deren Erschließung notwenidg sind, bis zu 15 v.H.
der Fläche des Abrechnungsgebietsj § 5 Abs. 1 u. 2
findet Anwendungj

für Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,
a) die Bestandteil der in den Nummern 1 bis 3 genann­

ten Verkehrsanlagen sind, bis zu einer weiteren
Breite von

b) soweit sie nicht Bestandteil der in den Nummern 1
bis 3 genannten Verkehrsanlagen, aber nach städte­
baulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu
deren Erschließung notwendig sind, bis zu 15 v.H.
der Fläche des Abrechnungsgebiets, § 5 Abs. 1 u. 2
findet Anwendung.

6 m

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einer Wendeanlage, so vergrößern
sich die in Abs.l Nrn. 1, 3, 4 a und 5 a angegebenen Maße für
den Bereich der Wendeanlage auf das Anderthalbfache, die Maße
in Nr.l mindestens aber um 8 m. Dasselbe gi1.t für den Bereich
der Einmündung in andere oder der Kreuzung mit anderen Verkehrs­
anlagen.

Erschließt eine Verkehrsanlage Grundstücke in Baugebieten unter­
schiedlicher Art, so gilt die größte der in Abs. 1 Nrn. 1.1 bis
1.5 angegebenen Breiten.

Die Art des Baugebiets ergibt sich aus den Festsetzungen des Be­
bauungsp1ans. Soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die
Art des Baugebiets nicht festlegt, richtet sich die Gebietsart
nach der auf den Grundstücken in der näheren Umgebung überwie­
gend vorhandenen Nutzung.

(3) Zum Erschließungsaufwand nach Abs. 1 und 2 gehören insbesondere
die Kosten für

1. den Erwerb der Flächen für die Erschließungsanlagen sowie der
Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermögen berei~sgestellten

Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung,
2. die Freilegung der Flächen für die Erschließungsanlagen ,
3. die erstmalige Herstellung der Erschließungsanlagen einschließ­

lich der Einrichtungen für ihre Entwässerung und Beleuchtung,
4. die Übernahme von Anlagen als gemeinde1iche Erschließungsanla­

gen.

Der Erschließungsaufwand umfaßt auch die Kosten für in der Baulast
der Stadt stehende Teile der Ortsdurchfahrt einer Bundes-, Landes­
oder Kreisstraße, bei der Fahrbahn beschränkt auf die Teile, die
über die Breite der anschließenden freien Strecken hinausgehen.



§ 3

Ermi t tl urig des bei t.rags t'iih i g en Erschl i eßungs>
aufwands

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) wird nach den
tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne
Erschließungsanlage ermittelt. Die Stadt kann abweichend von
Satz 1 den beitragsfähigen Erschließungsaufwand für bestimmte
Abschnitte einer Erschließungsanlage ermitteln oder diesen Auf­
wand für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der Grund­
stücke eine Einheit bilden (Erschließungseinheit), insgesamt
ermitteln.

§ 4

Anteil der Stadt am beitragsfähigen Erschließungs­
aufwand

Die Stadt trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwands.

§ 5

Abrechnungsgebiet, Ermittlung der Grundstücksfläche

(1) Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bil­
den das Abrechnungsgebiet.

Wird der Ers chl i elsungeeu iwend für den Abschni tt einer Erschließ­
ungsanlage oder zusammengefaßt für mehrere Erschließungsanlagen,
die eine Erschließungseinheit bild~n, ermittelt und abgerechnet,
so bilden die von dem Abschnitt der Erschließungsanlage bzw. von
den Erschließungsanlagen der Erschließungseinheit'~rschlossenen

Grundstücke das Abrechnungsgebiet.

(2) Als Grundstücksfläche gilt

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche,
auf die der Bebauungsplan die bauliche, gewerbliche oder son­
tige (erschließungsbeitragsrechtlich relevante) Nutzungsfest­
setzung bezieht; über die Grenzen des Bebauungsplanes hinaus­
gehende Grundstücksteile bleiben grundsätzlich unberücksichtigt.

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht,

1. bei Grundstücken, die an Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche
von der Erschließungsanlage bis zu einer Tiefe von 50 m,

2. bei Grundstücken, die nicht an die Erschließungsanlage angrenzen
oder lediglich durch einen dem Grundstück dienenden Weg mit die­
ser verbunden sind, die Fläche von der/den der Erschließungsan­
lage zugewandten Grundstücksseite(n) bis zu einer Tiefe von 50 m;
Grundstücksteile, die sich lediglich als wegemäßige Verbindung zum



eigentlichen Grundstilck darstellen, bleiben bei der Bestimmung der
Grundstilckstiefe unberilcksichtigt, wenn sie an der breitesten Stel­
le 15,0 nicht ilberschreiten.

(3) In den Fällen der Buchstaben e ) und b ) ist bei der iibe r hinausgre.i­
fender baulicher, gewerblicher oder sonstiger (erschließungsbei­
tragsrechtlich elevanter) Nutzung des Grundstilckes zusätzlich die
Tiefe der ilbergreifenden Nutzung zu berilcksichtigen, was auch dann
gilt, wenn die Bebauung, gewerbliche oder sonstige Nutzung erst
bei oder hinter der Begrenzung von 50 m beginnt.

(4) Ist ein Grundstilck zwischen zwei Erschließungsanlagen an jeder
dieser Erschließungsanlagen selbständig und ungefähr gleichge­
wichtig bebaubar, so daß es sich um zwei vollständig unabhängige
Grundstilcke handelt, so erstreckt sich die Erschließungswirkung
der Erschließungsanlagen jeweils nur auf die entsprechende Teil­
fläche des Grundstilcks, die durch die Mittellinie zwischen den
Erschließungsanlagen gebildet wird.

§ 6

Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwands

(1) Der nach Abzug des Anteils der Stadt (§ 4) anderweitig nicht
ge de c k t.e Erschließungsaufwand (umlagefähiger Erschl i eßungs eu t>
wand) wird auf die Grundstücke des Abrechnungsgebiets (§ 5) in
dem Verhäl tnis verteil t., in dem die Nutzungsflächen der ein­
zelnen Grundstilcke zueinander stehen. Die Nutzungsfläche eines
Grundstilcks ergibt sich durch Fervielfältigung seiner Grund­
stücksfläche (§ 5 Abs. 2) mit einem Nutzungsfaktor; dabei wer­
den Bruchzahlen bis einschließlich 0,5 auf die vorausgehende
volle Zahl abgerundet und solche ilber 0,5 auf die nächstfolgende
volle Zahl aufgerundet.

(2) Bei der Verteilung des Erschließungsaufwands wird durch den Nut­
zungsfaktor die unterschiedliche Nutzung der Grundstilcke nach
Maß ( §§ 7 bis 10) und Art (§ 11) berilcksichtigt. Filr mehrfach
erschlossene Grundstilcke g i.L t dariiberhinaus die Regelung des
§ 12.

(3) Der Nutzungsfaktor beträgt entsprechend dem Maß der Nutzung

1. in den Fällen des § 9 Abs. 2
2. bei eingeschossiger Bebaubarkeit
3. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit
4. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit
5. bei vier- und filnfgeschossiger Bebaubarkeit
6. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit

§ 7

0,5
1,0
1,25
1,5
1, 75
2,0

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstilcken, für
die ein Bebauungsplan die Geschoßzahl festsetzt

(1) Als Geschoßzahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte h6chst­
zulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall eine gr6­
ßere Geschoßzahl genehmigt, so ist diese zugrundezulegen. Als
Geschosse gel ten Vollgeschosse i , S. der BaunutzungslTerordnung
(BauNVO) .



(2) Uberschreiten Geschosse nach Abs. 1 die H6he von 3,5 m, so gilt
als Geschoßzahl die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die
ilberbaute Grundstilcksfl~che und nochmals geteilt durch 3,5 min­
destens jedoch die nach Abs. 1 maßgebende Geschoßzahl; Bruch­
zahlen we r den auf die niiche t Eo l g etide volle Zahl aufgerundet.

§ 8

Ermi t tl urig des Nutzungsmaßes bei Grundstiicken, Eii r
die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt

(1) Weist der Bebauungsplan statt einer Geschoßzahl eine Baumassen­
zahl aus, so gilt als Geschoßzahl die Baumassenzahl geteilt
durch 3,5; Bruchzahlen werden auf die nächstfolgende volle Zahl
aufgerundet.

(2) Ist eine gr6ßere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Baumassen­
zahl zulässige Baumasse genehmigt, so ergibt sich die Geschoßzahl
aus der Teilung dieser Baumasse durch die Grundstiicksfläche und
nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 3,5; Bruchzahlen werden
auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet.

§ 9

Sonderregelungen für Grundstücke in beplanten Ge­
bieten

(1) Grundstilcke, auf denen nur Stellplätze oder Garagen hergestellt
werden kannen, gelten als eingeschossig bebaubar. Ist nach den
Festsetzungen des Bebauungsplans mehr als ein Garagengeschoß zu­
lässig oder im Einzelfall genehmigt, so ist die jeweils h6here
Geschoßzahl anzusetzen. Als Geschosse gelten neben Vollgeschos­
sen i.S. der BauNVO auch Untergeschosse in Garagen- und Parkie­
rungsbauwerken. Die §§ 7 und 8 finden keine Anwendung.

(2) Auf Gemeindebedarfs- oder Grünflächengrundstücke in beplanten
Gebieten, deren Grundstücksflächen aufgrund ihrer': Zweckbestimm­
ung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Geb~uden

ilberdeckt werden sollten bzw. ilberdeckt sind (z.B. Friedh6fe,
Sportplätze, Freib~der, Kleingartengel~nde), wird ein Nutzungs­
faktor von 0,5 angewandt. Die §§ 7 und 8 finden keine Anwendung.

(3) Beitragsrechtliche nutzbare Grundstücke, die von den Bestimmungen
der §§ 7, 8 und 9 Abs. 1 und 2 nicht erfaßt sind, gelten als zwei­
geschossig bebaubar, wenn auf ihnen keine Gebäude errichtet wer­
den dürfen.

§ 10

Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, filr
die keine Planfestsetzungen i.S. der §§ 7 bis 9 be­
stehen

(1) In unbeplanten Gebieten und bei Grundstilcken, filr die ein Be­
bauungsplan keine den §§ 7 - 9 entsprechende Festsetzungen ent­
hält, ist



1. bei bebauten Grundstacken die Zahl der tats~chlich vorhandenen,
2. bei unbebauten Grundstacken die Zahl der auf den Grundstacken in

näheren Umgebung aberwiegend vorhandenen Geschosse me.ßge be rid ,

Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der jeweils geltenden Bau­
ordnung (BauO) des Landes Tharingen. § 7 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoß i.S. der LBO
ergibt sich die Geschoßzahl aus der Teilung der tats~chlichen

vorhandenen Baumasse entsprechend § 7 Abs. 2.

(3) Abweichend von Abs. 1 und 2 finden die Regelungen des § 9 für
die Grundstücke entsprechende Anwendungen,

1. auf denen nur Stellpl~tze oder Garagen hergestellt werden können.
2. die als Gemeindebedarfs- oder Grünflächengrundstacke § 9 Abs. 2

entsprechend tatsächlich baulich genutzt sind.

§ 11

Artzuschlag

(1) Für Grundstücke, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans
oder nach der auf den Grundstacken in der niiber en Umgebung iiber­
wiegend vorhandenen Nutzung in einem Kern-, Gewerbe- oder Indu­
striegebiet liegen, sind die in § 6 Abs. 3 genannten Nutzungsfak­
toren um je 0,5 zu erhöhen, wenn in einem Abrechnungsgebiet
(§ 5) außer diesen Grundstücken auch andere Grundstacke erschlos­
sen werden.

(2) Abs. 1 gilt nicht bei der Abrechnung von Erschließungsanlagen
i , S. von § 2 Abs. 1 Nr . 5 b . Ein Artzuschlag en t Tii I L t fiir die un­
ter § 9 Abs. 2 und § 10 Abs. 3 Nr. 2 fallenden Grundstücke.

§ 12

Mehrfach erschlossene Grundstücke

(l)Für Grundstücke, die durch jeweils mehrere gleichartige voll in
der Baulast der Gemeinde stehende Erschließungsanlagen i.S. von § 2
Abs. 1 Nr. 1 - 5 erschlossen werden (z.B. Eckgrundstücke, Grundstücke
zwischen zwei Erschießungsanlagen) , wird die nach den §§ 6 - 11 er~

mittelte Nutzungsfl~che des Grundstücks bei einer Erschließung durch
zwei Erschließungsanlagen jeweils zur Hälfte, durch drei Erschlie­
ßungsanlagen jeweils zu einem Drittel, durch vier und mehr Erschlie­
ßungsanlagen mit dem entsprechend ermittelten Bruchteil zugrundege­
legt.

(2) Die Vergünstigungsregelungen gelten nicht in Gewerbe-, Industrie­
Kern- und Sondergebieten i. S. d. § 11, BauNVO, sowie für Grundstücke
in unbeplanten Gebieten, die überwiegend (mit mehr als der Hälfte der
Geschoßflächen) gewerblich, industriell oder so genutzt werden oder
werden dürfen, wie dies in Kern-, bzw. Sondergebieten nach §§ 11, Bau
NVO, zulässig sind.



(3) Mehrfach erschlossene Grundstücke sind bei gemeinsamer Aufwands­
ermittlung in einer Erschließungseinheit (§ 130 Abs. 2 Satz 3, BauGB)
bei der Verteilung des Erschließungsaufwandes nur einmal zu berück­
sichtigen.

§ 13

Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für

1. den Grunderwerb,
2. die Freilegung,
3. die Fahrbahn,
4. die Radwege,
5. die Gehwege, zusammen oder einzeln,
6. die unselbständigen Parkflächen,
7. die unselbständigen Grünanlagen,
8. die Beleuchtungseinrichtungen,
9. die Entwässerungsanlagen,

gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, so­
bald die Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeiträge gedeckt werden
soll, abgeschlossen worden ist. über die Anwendung der Kostenspaltung
entscheidet die Gemeinde im Einzelfall.

§ 14

Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschlie­
ßungsanlage

(1) Straßen, Wege und Plätze (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) sind endgültig her­
gestellt, wenn sie

1. mit ihren Flächen im Eigentum der Stadt stehen und

2. über eine Pflasterung, einen Plattenbelag, eine Aspha1t-, Teer-,
Beton- oder ähnliche Decke neuzeitlicher Bauweise aufweisen, und

3. über eine betriebsfertige Entwässerungsanlage und

4. über eine betriebsfertige Beleuchtungseinrichtung verfügen

Sind im Bebauungsplan oder im Ausbauplan Teile der Erschließungsan­
lage als Gehweg, Radweg, Parkfläche (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 a) oder Grün­
anlage (§ 2 Abs. 1 Nr. 5 a) vorgesehen, so sind diese endgültig her­
gestellt, wenn sie eine Abgrenzung zur Fahrbahn und gegebenenfalls
gegeneinander haben und

- Gehwege, Radwege und unselbständige Parkflächen entsprechend Satz 1
Nr. 1 ausgebaut sind,

- unselbständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind.

(2) Nicht befahrbare Verkehrsanlagen im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 2
sowie Samme1straßen im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 3 sind endgültig
hergestellt, wenn sie entsprechend Abs. 1 ausgebaut sind.



(3) Selbständige Parkflächen (§ 2 Abs , 1 Nr. 4 b ) sind endgiil tig her­
gestellt, wenn sie entsprechend Abs. 1 Satz 1 ausgebaut sind.

(4) Selbständige Grilnanlagen (§ 2 Abs. 1 Nr. 5 b) sind endgilltig her­
gestellt, wenn sie gärtnerisch gestaltet sind.

(5) Mischflächen in den befestigten Teilen und die unbefestigten
Teile gemäß Abs. 1 herges t.el L t und gestal tet sind.

(6) Die Stadt kann im Einzelfall durch Satzung die He r e t.e l l ungemer k:-:
male abweichend von den vorstehenden Bestimmungen festlegen.

§ 15

Forausleistungen

Die Stadt erhebt filr Grundstilcke, filr die eine Beitragspflicht noch
nicht oder nicht in vollem UmEe.ng entstanden ist, Vorausleistungen

1. bis zu einer Höhe von 70 v.H. des voraussichtlichen Erschließungs­
beitrags, wenn mit der Her1stellung der Erschließungsanlage begon­
nen worden ist.

2. bis zur Höhe des v o r eu s e i ch t l i chen Erschl i e ß ungs be i t.regs 1 wenn
ein Bauvorhaben auf dem Grundstilck genehmigt wird.

§ 16

Ablösung des Erschließungsbeitrags

Der Betrag einer Ablösung nach § 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB bestimmt
sich nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrags. Ein
Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

§ 17

Immissionsschutzanlagen

Art und Umfang' der Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schäd­
liche Umwel t.e i nwi r kungen im Sinne des Bundes-Immisssionsschutzge­
setzes, die Art der Ermittlung und Verteilung des Aufwands sowie die
Merkmale der endgilltigen Herstellung dieser Anlagen werden durch ei~

ne besondere Satzung geregelt.

§ 18

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Veröffentlichung in Kraft.

den 22.02.1992

<ip:~"I!J.}~ys
B ii rgi=/rrrteist e r



Öffentliche Bekanntmachung durch Bergaer Zeitung Nr. 5/92 am
28.02.92.

Genehmigung der Erschließungsbeitragssatzung' der Stadt Berge r'E:
gemäß § 132 BauGB

Die von der Stadtverordnetenversammlung am 21.01.1992 beschlossene

Erschließungsbeitragssatzung

wurde durch die H6here Bauaufsichtsbeh6rde Gera auf der Grundlage
der vorläufigen Zuständigkei i.e v e r or dtiung der Thüringer Landesre­
gierung vom 25. Mai 1991 unter dem Aktenzeichen

G/Gr/S 132-01/02.92

genehmigt.

Die Erteilung der Gen ehmi.gung wird entsprechend § 246 a Abs . 1
Satz 1 Nr , 4 Satz 3 BauGB b i e rm i t bekanntgemacht .

Berga/Elster, den 21.02.1992

gez.
(J 0 n a s)
Bürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung durch die Bergaer Stadtzeitung Nr. 5/92
am 28.02.1992.

29.02.1992

s)
B'i;;i'~r:t:;!:rmeister


